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L Bericht der nundCsr0~ic~un~ 

--------~-'- \...,_. -""-g-"-"- --;::) 

gemUß § 10 Abs.) und § 11 Abs.2 des ERP-Fonds-Gesetzes, 

EGEl. 297 /1962 .• 

betreffend die Erglinzung des Jahresprogrammes 1974/75 des 
ERP-Fonds durch die Freigabe der mit Regierungsbeschlu8 
vom 15. November 1972 im Zuge der I. Phase des Stabili­
sierungsprogramms stillgelegten Kreditmittel aus dem ERP­
Jahresprogramm 1972/73 

Im Nachhang zu der mit Zl. 51t.762-2b/74 vom 2. septemix;r 1974 

erfolgten Berichterstattung der BunäesregierLF!.g über das Jahres­

programm und die Grundsätze für das Wirtschaftsj ahr }97 j~/75 
des ERP-Fonds wird mitgeteilt: 

I 

Die koordinierte Konjunkturstabilisierungspolitik der Bundes­

regierung, die Ende 1972 mit einem Umf&SRendell Konjunkcur­

stabilisierungsprogramm (Phase I) begann, wurde seither konti­

nuierlich fortgesetzt, indem etwa halbj~hrlich neue, der je­

weiligen konjunkturellen Situation angepaßte koordinierte 

Stabilisierungsprogramme ausgearbeitet wurden, die vor allem 

die Kredi t-, Budget- und Einkommenspoli tik be trafen; den:.nächst 

wird das Programm für die Phase V dieser kontinuierlichen Stabi-

lisierungspolitik festgelegt werden. ~ 
Die laufende Festlegung koordinierter Maßnahm9n hat nicht nur 

ihre Effizienz verst~rkt, sondern auch Ubertriebene Inflations­

erwartungen hintangehalten und für wichtige Unternehmerentschei­

dungen Richtlinien gegeben, die in deM Maße wirksamer wurden, 

als mit der ErfUllung der Stabilisierungsprogrnmme das Vertrauen 

der Wirtschaft in diese wuchs. 

Bekanntlich hat sich diese kontinuierliche und koordinierte Kon­

junkturstabilisierungspolitik - sie erfolgte vor allem in Zu­

sammenarbeit des Bundes mit den anderen Gebietskörperschaften, 

den Sozial- und Wirtschaftspartnern und dem Kreditapparat -

reichlich gelohnt, indem es nicht nur gelang, die Vollbeschäfti­

gung zu erhalten, sondern auch im Vergleich zu den meisten 
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übrigen OECD-Ländern die höchsten Hachs~ums- und die niedrig-

sten Inflationsraten zu erreichen und selbst kleinere Rezes-

sionen zu vermeiden. 

11 

Obwohl das jeweilige ERP-Jahresprogramm gemliß dem ERP-Fonds­

Gesetz die Wirtschaftspolitik der Bundesregierung zu unter­

stützen hat, ist der ERP-Fonds doch noch nie in so einschnei­

dender \'Je:Lse fUr die Stabilisierungs- und Konjunktur.poli tik 

der Bundesregierung herangezogen worden wie Ende 1972. Durch 

den E:ntscheid der Bundesregier'ung Tlli tte 1~ovemt)2r' 1972 '!Be­

schlüsse über noch verfügbare EHP-Kredite bis auf weiteres nicht 

mehr zu fassen", Hurden LI~:6,o62 l;lto. S Kreditnüttel fast 2.U8·­

schließlich im Sektor Industrie, Gewerbe und Handel stillge-

legt. Das entsprach einer Kürzung der Kreditvergabe tm Rah~en 

des § 5 Abs.1 um fast 40 % (während der Kreditapparat nur seine 

Kreditexpanstonsrate auf 12 % zu reduzieren hatte), was sich, 

da die Kreditvergaben des ERP-Fonds den RlickflUssen entsprechen, 

voll restriktiv auswirkte. 

Im ERP-Jahresprogramm 1973/74 blieb diese Konjunkturreserve 

unangetastet, da die Preisdlimpfungspoli tik der Bundesregj.erung 

fortgesetzt wurde. 

Das ERP~J·ahresprograrnm 1974/75 ~·ItJ.rde zunächs'c in der glejchen 

nominellen Höhe wie im Vorjahr mit 1 .. 4 j'llrd. S festgelegt, HO­

mit auch ein restriktiver Effekt verbunden war. 

111 

Im ERP-Jahresprogramm 1971t/75 viurde al18rdlngs bereits ir.1 Hin­

blick auf einen möglichen Wechsel des Entwicklungstrends fest­

gestellt, daß, um "das gesamte Jahresprograml.l für den Fall einer 

größeren internationalen Rezession flexibel halten zu können, 

die aus stabilttätspolitischen Grürlden nicht vergebenen Hi'etel 

als Konjunkturausgletchsreserve zur VerfUgung stehen, die durch 
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Verschiedene Anzeichen in der internen und internationale!l 

Konjunkturentv!id::lung sprechen deutlich dafür, daß eine \'!clt-

weite Rezession im Gange ist, die es von der österreichischen 

Wirtschaft abzuwehren giJt. 

Wie das Institut für Wirtschaftsforschung meldet, zeigen sich 

solcl12 Erlt.sl)ar.1rlLlrlgsel~Scll(~tr:lln.geI1 ill del~ öster'j~eic}lisc:le11 Vltl~t-

schaft bereits in der Verflachun~ der Wachstums- und Preis-

stelger'uI1gsi':-'ate (Grloß118n(JE~1):; in der El1tsr)a.rlrll\111~~ clel~ 1.' .. Jechf're2;e 

nach Arbeitskr~ften, in einer differenzierteren BranchenkoD-

junktur und in einem leichten Rückgang der realen Investitionen 

für Ausrüstungen und es ist 2nzunehmen, daß sich diese Tendenzen 

zun~chst noch - vor allem über den Außenhandel - ~eiter ver-

st1irken werdGn. 

Vor allem aber besteht die Gefahr, daß die Unsicherheit in der 

P IlOgT10 se de 1'1 vrc i .t(? l"1ell vii 17 t seI-Id.l' t serl t~'·.'i cl(l urrg die Ull J~e l~lle t~ri1e r 

nur zun~chst, hinauszuschieben, was aber die InvestiticnsgUter-

produktion stark beeintrlichtigen könnte, zumal, wenn auch die 

Nacllfr(jgeimpul se de sExports ge:d.nger v/erden soll te:l. 

In einer solchen Situation ist die zus~tzliche Freigabe von be­

sonders niedrig verzinslichen EHP-Mitteln - es handelt sich da-

bei um fast die Höhe eines Jahresprogramms - besonders geeignet, 

einen möglichen Rückschlag in den Anlageinve.sti tionen entgegen-

zuvIlrken. 

Freilich ist die autonome Wirtschaftspolitik österreichs} vor 

allem infclge seiner Abhlingigkeit vom Außenhandel beschr~nkt. 

Aber gerade die Beschr~nkung von dieser Seite ist derzeit weniger 

wirksam, weil praktisch alle L~nder der OECD J allen voran die 

USA und die BRD aus OrUnden der Vollbeschtiftigung erst kürzlich 

eine ausgeprtigte Schwenkung von einer resttiktiven zu einer ex-

pansiven Politik vollzogen haben, die für Österreich eine zu­

s~tzliche Sicherung seines Zahlungsbilanzgleichgewichtes bedeutet. 
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zus~tzliche Freigabe von Investitionskrediten aber in erster 

durch strukturelle Änderungen geflihrdet isi. Struktur2npassunse~! 

die wegen der Energieverteuerung (Energieeinsparungen) oder 

einer anderen Strukturverschiebung von Dauer not~endig ~erden, 

sollten daher besrnJders gef~rdert werden. Um das Ziel der Voll-

it mit den F~rderungs~jslichkeiten des Arbeits-

marktförderungsg8satzes des B~ fUr soziale Verwaltung und der 

block ·~s.~~(4 Mio. S auf den Sektor Land- und Forstwirtschaft /-"'~ 

entfallen. 

Die Knappheit an langfristigem Kapital mit niedriger Verzinsung 

verlangt gleichzeitig einen sparsamen Einsatz des ERP-Zusatz-

programms 3 weshalb nur konjunktur- und strukturpolitisch be-

sonders effizienten Projekten Vorrang einzurliumen ist. 
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